
S  t  e  l  l  u  n  g  n  a  h  m  e  

 

des 
Ausschusses für Menschenrechte und Humanitäre Hilfe 

vom 11. Juni 1999 (16 Sitzung) 
zu 

 

 

Antrag der Bundesregierung 
Deutsche Beteiligung an einer internationalen Sicherheitspräsenz 
im KOSOVO zur Gewährleistung eines sicheren Umfeldes für die 
Flüchtlingsrückkehr und zur militärischen Absicherung einer Frie-
densregelung für das KOSOVO auf der Grundlage der Resolution 
1244 (1999) des Sicherheitsrats der Vereinten Nationen vom  
10. Juni 1999  
-Drucksache 14/1133- 
 

 

Der Antrag der Bundesregierung wurde mit den Stimmen der Fraktionen von SPD,  

CDU/CSU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimme der Fraktion der PDS  

und bei Abwesenheit der Fraktion der F.D.P. mit folgendem Zusatz angenommen: 

 

Aus menschenrechtlicher und humanitärer Sicht stimmt der Ausschuß für Menschen-  

rechte und Humanitäre Hilfe dem Antrag (Drucks. 14/1133) zu. Der Ausschuß weist 

darauf hin, daß neben den Mitteln für KFOR ausreichend Mittel für die humanitäre  

Hilfe, für die Rückkehr der Flüchtlinge und für den zivilen Aufbau bereitgestellt wer 

den müssen. 

 

Claudia Roth (Augsburg) 

Vorsitzende 


